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Reutlingen, den 20. Juli 2020 
 
 
 
Einwohnerbefragung in Reutlingen 
 
 
Sehr geehrter Herr Oberbürgermeister Keck, 
 
 
zu oben genanntem Thema stellt unsere Fraktion folgenden Antrag: 
 

1. Der Gemeinderat beschliesst die inhaltliche Übernahme der Tübinger Satzung zur 
Einwohnerbefragung für Reutlingen. 
 

2. Eine Einwohnerbefragung soll mindestens jährlich durchgeführt werden. Im Januar 
des Jahres macht die Stadtverwaltung Vorschläge zu Themen und setzt sie auf die 
Agenda der Ausschüsse. Der Gemeinderat beschließt mit 2/3 Mehrheit, wie in der 
Satzung ausgeführt.  

 
3. Die Verwaltung setzt sich mit der Firma collective mind AG, Römerstraße 75, 

71229 Leonberg (ein aktuelles Angebot liegt und vor und kann auf Nachfrage zur 
Verfügung gestellt werden) zusammen, um die Voraussetzung für eine 
Bürgerbefragung per BürgerApp innerhalb der Verwaltung zu schaffen. 

 
Begründung: 
  
Die Befragung der Einwohner ist ein wesentlicher Informationsbaustein für bürgernahe, 
kommunale Entscheidungen. Das dadurch gewonnene transparente Meinungsbild zeigt der 
Stadtverwaltung und dem Gemeinderat die Orientierung auf und erhöht dadurch die 
bürgerliche Akzeptanz kommunaler Entscheidungen. 
 
Konstanz ist nahe am Bürger und führt seit 2008 jährlich Bürgerbefragungen durch. z.B. 
2014 zu Internetgeschwindigkeit, 2017 zu Bürgerbeteiligung. 
 
Tübingen geht noch 2 Schritte weiter. Tübingen befragt seine Einwohner zu konkreten 
Vorhaben zu Infrastruktur, Kultur und Verkehr, und Tübingen ermöglicht die Befragung per 
Smartphone. 
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Mit der BürgerApp können sich alle Einwohnerinnen und Einwohner ab 16 Jahren an der 
politischen Willensbildung zu kontroversen Themen beteiligen.  
Die Ergebnisse der Befragungen aus BürgerApp, Internet und schriftlicher Teilnahme dienen 
dem Gemeinderat als Entscheidungshilfe bei Beschlüssen. 
 
Die Nutzung der BürgerApp zeigt sich hierbei als zeitgemäß und kostengünstig: 
 

1) Tübingen konnte die Beteiligung in der 2. Befragung auf über 24% erhöhen.  
2) 80 Prozent der Befragten, die an der ersten Einwohnerbefragung teilgenommen 

hatten, gaben an, dass sie die BürgerApp als eine sinnvolle Ergänzung der 
Demokratie in Tübingen empfinden.  

3) Die Bedienungsfreundlichkeit der BürgerApp wurde als sehr positiv bewertet. 
4) Eine Befragung mit BürgerApp für ganz Reutlingen kostet ca. 20.000 EUR. Das 

entspricht der Größenordnung der Kosten einer Gemeinderatssitzung (mit Vor- und 
Nachbereitung).  

Die BürgerApp kann kostenfrei im Google Play Store und im App Store heruntergeladen 
werden. Nach der Installation muss man sich einmalig mit einem 40-stelligen 
Code registrieren. 

Zusammengefasst: Die Bürger sind soweit. Die Technik ist soweit. Sind es Verwaltung 
und Gemeinderat auch? 

 
Mit freundlichen Grüßen 
 
Prof. Dr. Jürgen Straub     
(Fraktionsvorsitzender)  
 

Anhang: Satzung Einwohnerbefragung Tübingen 

 
Beispiel Tübingen Befragung 2020: Radweg auf der Neckarbrücke 
Die zweite Befragung mit der BürgerApp fand vom 4. bis 18. Februar 2020 statt. Sie trug den Titel: 
Soll auf der mittleren Spur der Neckarbrücke ein Radweg eingerichtet werden? Teilnahmeberechtigt 
waren 79.076 Tübingerinnen und Tübinger ab 16 Jahren, die Wahlbeteiligung betrug 24,5 Prozent. 
Fragen und Antwortmöglichkeiten 
Der Gemeinderat diskutiert darüber, die im letzten Herbst erprobte Verkehrsführung dauerhaft 
einzurichten. Ein breiter Radweg in der Mitte der Neckarbrücke würde aus Platzgründen die Sperrung 
der Durchfahrt zur Mühlstraße für PKW erfordern und eine Verkehrsverlagerung in andere Stadtteile 
bedeuten. 
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1. Soll die Mühlstraße zu Gunsten eines Radwegs auf der Neckarbrücke für PKW gesperrt 
werden? 

In der Mitte der Neckarbrücke kann ein Zweirichtungsradweg markiert werden, wenn dafür die 
Autospur zur Mühlstraße entfällt. Nur Busse, Taxen, Krankenwagen und Fahrräder dürften dann zum 
Lustnauer Tor weiterfahren. 

ja, in jedem Fall  |  eher ja  |  eher nein |  nein, auf keinen Fall 

2. Wenn der Radweg auf der Neckarbrücke kommt: Welche ergänzenden Maßnahmen sollten 
ergriffen werden? 

Die Änderung der Verkehrsführung auf der Neckarbrücke hat Auswirkungen auf andere Stadtteile. 
Bitte bewerten Sie, welche Maßnahmen aus Ihrer Sicht sinnvoll sind, um Verschlechterungen dort 
teilweise auszugleichen. Sie können mehrere Antworten auswählen. 

 mehr Busverkehr zum Österberg 

 Sonderregelung zur Durchfahrt der Mühlstraße für Bewohnerinnen und Bewohner des 
Österbergs 

 Maßnahmen zur Verringerung des PKW-Verkehrs in der Weststadt und in Lustnau 

3. Wie wichtig ist Ihnen die Fortsetzung einer durchgängigen Radspur vom Lustnauer Tor zur 
Neuen Aula? 

Durch die Sperrung der Mühlstraße für den PKW-Verkehr nimmt der Verkehr in der Wilhelmstraße so 
ab, dass die mittlere PKW-Spur in eine Radspur umgewandelt werden kann. 

sehr wichtig  |  wichtig  |  eher unwichtig  |  ganz unwichtig 
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Aufgrund von § 4 der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg,  in der derzeit gültigen 
Fassung, hat der Gemeinderat der Universitätsstadt Tübingen am 5. Oktober 2017 folgende 
Satzung beschlossen:

§ 1 
Gegenstand der Satzung

(1) Mit dem Instrument der Einwohnerbefragung können zu wichtigen Themen Tübinger Einwoh-
nerinnen und Einwohner befragt werden.

(2) Die Teilnahme an der Einwohnerbefragung ist mit Hilfe der BürgerApp für mobile Endgeräte 
(Android, iOS), im Internet und schriftlich möglich.

(3) Das Ergebnis der Einwohnerbefragung hat im Gegensatz zum Bürgerentscheid nach § 21 Ge-
meindeordnung keine Bindewirkung für den Gemeinderat. Der Gemeinderat bleibt in seiner Ent-
scheidung frei.

§ 2 
Gegenstand einer Einwohnerbefragung

(1) Gegenstand einer Einwohnerbefragung können Angelegenheiten der Universitätsstadt Tübin-
gen sein, für die der Gemeinderat zuständig ist. Diese sollen von grundsätzlicher Bedeutung und 
von gesamtstädtischem Interesse sein.

(2) Eine Einwohnerbefragung kann mehrere Fragen enthalten. Eine Beschränkung auf eine Frage, 
die mit ja oder nein zu beantworten ist, ist nicht zwingend.

(3) Erfolgt die Teilnahme an der Einwohnerbefragung entsprechend § 5 oder § 6 wird die Zugehö-
rigkeit zu einer Altersgruppe sowie das Geschlecht mit ausgewertet. 

§ 3 
Teilnahmeberechtigung

(1) Alle Personen, die am 30. September eines Jahres ihren Erstwohnsitz in Tübingen und das 16. 
Lebensjahr vollendet haben sind jeweils bis zum 29. September des Folgejahres berechtigt, an ei-
ner Einwohnerbefragung teilzunehmen.

(2) Alle Berechtigten erhalten von der zuständigen Stelle schriftlich einen Zugangscode. Dieser ist 
bis zum Verlust der Berechtigung gültig. Bei Verlust des Codes kann jeweils zum darauf folgenden 
30. September ein neuer Code bei der zuständigen Stelle angefordert werden.

§ 4 
Zugangscodes

(1) Die abgeschottete Statistikstelle ordnet den Meldedaten (Familienname, Vornamen, derzeitige 
Anschrift, Geburtsdatum) der Einwohnerinnen und Einwohner aus dem Melderegister der Stadt 
Zugangscodes zu. Außer den Beschäftigten der abgeschotteten Statistikstelle haben keine weite-
ren Personen Zugang zu der Verbindung von Meldedaten und Zugangscodes.
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(2) Die Zugangscodes werden ausschließlich von der abgeschotteten Statistikstelle der Universi-
tätsstadt Tübingen versandt.

(3) Die beauftragte Firma erhält ausschließlich eine Liste der gültigen Zugangscodes mit Angabe 
des Geschlechts und des Geburtsjahres.

§ 5 
Teilnahme an einer Einwohnerbefragung mit Hilfe der BürgerApp

(1) Berechtigte können unter Verwendung der BürgerApp mit einem mobilen Endgeräte (Android, 
iOS) an einer Einwohnerbefragung teilnehmen.

(2) Vor der erstmaligen Abstimmung ist eine einmalige Registrierung unter Verwendung des Codes 
erforderlich.

§ 6 
Teilnahme an einer Einwohnerbefragung im Internet

(1) Berechtigte können unter www.tuebingen.de/abstimmung unter Verwendung ihres Codes an 
einer Einwohnerbefragung teilnehmen. 

§ 7 
Schriftliche Teilnahme an einer Einwohnerbefragung

(1) Ab dem Tag der öffentlichen Bekanntmachung der Einwohnerbefragung kann ein Teilnahme-
schein beantragt werden. Der Teilnahmeschein erlaubt die Teilnahme an der Einwohnerbefragung 
mittels eines gedruckten Befragungsbogens.

(2) Der Teilnahmeschein muss vom dem mit der Erteilung beauftragten Beschäftigten eigenhändig 
unterschrieben und mit Dienstsiegel versehen sein. Das Dienstsiegel kann eingedruckt sein.

(3) Teilnahmescheine können bis zum dritten Tag vor Beginn der Abstimmung, 16 Uhr, schriftlich 
oder persönlich bei der zuständigen Stelle beantragt werden. 

(4) Dem Abstimmungsschein sind beizufügen:
	 1. ein amtlicher Befragungsbogen
	 2. ein amtlicher Befragungsbogenumschlag
	 3. ein amtlicher Teilnahmebriefumschlag
	 4. die offizielle Broschüre zur Abstimmung

(5) Nach Ausstellung eines Teilnahmescheins wird die Möglichkeit, per App oder Internet an der 
Einwohnerbefragung teilzunehmen, gesperrt.

(6) Holt die oder der Berechtigte den Teilnahmeschein und die weiteren Unterlagen persönlich 
bei der zuständigen Stelle ab, so soll ihm die Gelegenheit gegeben werden, an Ort und Stelle den 
Befragungsbogen abzugeben. Es ist sicherzustellen, dass der Befragungsbogen unbeobachtet ge-
kennzeichnet und in den Befragungsbogenumschlag gelegt werden kann.
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(7) Wer schriftlich teilnimmt, kennzeichnet persönlich seinen Befragungsbogen, legt ihn in den 
amtlichen Befragungsbogenumschlag und verschließt diesen, unterzeichnet die auf den Teil-
nahmeschein vorgedruckte Versicherung an Eides statt, steckt den verschlossenen amtlichen 
Befragungsbogenumschlag und den unterschriebenen Teilnahmeschein in den Teilnahmebrief-
umschlag, verschließt diesen und übersendet den Brief durch ein Postunternehmen auf eigene 
Kosten an die zuständige Stelle. Der Teilnahmebrief kann auch an dieser Stelle abgegeben werden.

(8) Der Teilnahmebrief muss spätestens zum Zeitpunkt, an dem die Umfrage endet, bei der zustän-
digen Stelle eingegangen sein.

§ 8 
Beschlussfassung über eine Einwohnerbefragung, Fragestellung, Information

(1) Den Beschluss, ob eine Einwohnerbefragung zu einem Thema angesetzt wird, fasst der Ge-
meinderat mit 2/3-Mehrheit der Mitglieder.

(2) Den Beschluss über den Wortlaut der Einwohnerbefragung fasst der zuständige Ausschuss mit 
2/3-Mehrheit der Mitglieder.

(3) Spätestens am 14. Tag vor Beginn der Einwohnerbefragung ist eine offizielle Verlautbarung der 
Universitätsstadt Tübingen zu veröffentlichen, welche ausgewogen die Argumente darlegt. Den 
Beschluss über den Wortlaut fasst der zuständige Ausschuss mit 2/3-Mehrheit der Mitglieder. Die 
Verlautbarung wird in der App, im Internet und als schriftliche Broschüre zur Verfügung gestellt.

(4) Vor Beginn einer Einwohnerbefragung findet eine Einwohnerinformationsveranstaltung statt, 
bei der die unterschiedlichen Sichtweisen vorgetragen werden. Über den Termin und das Pro-
gramm der Veranstaltung beschließt der zuständige Ausschuss mit 2/3-Mehrheit der Mitglieder.

(5) Ab dem Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntmachung der Einwohnerbefragung bis zum Ende 
der Einwohnerbefragung können über die BürgerApp Fragen gestellt und Meinungen abgegeben 
werden. Fragen, welche keiner politischen Bewertung unterliegen, beantwortet die Verwaltung. 
Meinungen werden seitens der Verwaltung nicht kommentiert. Beleidigende oder ehrverletzende 
Äußerungen werden von der Verwaltung gelöscht.

§ 9
Dauer der Einwohnerbefragung

(1) Der Zeitraum, indem Berechtigte an der Einwohnerbefragung teilnehmen können, dauert min-
destens 14 Tage. Den genauen Zeitraum (Datum und Uhrzeit) beschließt der zuständige Ausschuss 
mit 2/3-Mehrheit der Mitglieder.

§ 10 
Bekanntmachung der Einwohnerbefragung

(1) Die Einwohnerbefragung ist spätestens am 14. Tag vor Beginn der Befragung öffentlich bekannt 
zu machen.

(2) Die Bekanntmachung muss den Zeitpunkt der Einwohnerbefragung, die Fragestellung der Abstim-
mung und die Möglichkeiten zur Teilnahme an der Befragung entsprechend der §§ 5 bis 7 enthalten.
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(3) Inhaberinnen und Inhaber der App erhalten zum Zeitpunkt der öffentlichen Bekanntmachung, 
am ersten Tag und drei Tage vor Ende der Einwohnerbefragung eine Benachrichtigung auf ihrem 
mobilen Endgerät, die auf die Einwohnerbefragung hinweist.

§ 11 
Auswertung der Einwohnerbefragung

(1) Das Ergebnis der Einwohnerbefragung der nach den §§ 5 und 6 teilnehmenden Einwohnerin-
nen und Einwohner wird von der beauftragten Firma erhoben und festgestellt. Die Stadtverwal-
tung erhält ausschließlich eine Aufstellung der Gesamtergebnisse.

(2) Das Ergebnis der Einwohnerbefragung der nach § 7 teilnehmenden Einwohnerinnen und Ein-
wohner wird von der Verwaltung festgestellt. Haben weniger als 50 Einwohnerinnen und Einwoh-
ner schriftlich teilgenommen, werden die ungeöffneten Teilnahmebriefumschläge an die beauf-
tragte Firma zur Auswertung übergeben.

(3) Neben dem unveränderten Ergebnis der Befragung wird ein gewichtetes Ergebnis ermittelt. 
Dabei wird das Antwortverhalten der einzelnen Altersgruppen und der Zugehörigkeit zu einem 
Geschlecht ausgewertet und entsprechend ihres Anteils in der Bevölkerung gewichtet.

(4) Bei schriftlicher Teilnahme nach § 7 werden die Antworten nicht gewertet, wenn ein Verstoß 
entsprechend der Vorschriften nach § 22 Kommunalwahlgesetz für Baden-Württemberg vorliegt.

§ 12
Inkrafttreten1)

Die Satzung tritt am Tag nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung in Kraft.

Tübingen, den 5. Oktober 2017					    Boris Palmer												         
														              Oberbürgermeister 

1) Bekannt gemacht unter http://www.tuebingen.de/bekanntmachungen am 12. Oktober 2017; 

Inkrafttreten 13. Oktober 2017

Satzung über die Durchführung von Einwohnerbefragungen


